
Teure Sanierung, fragwürdige Pläne Ärger über Behördenpläne für Straßenausbau  

Großbundenbach · Die L 478 in der Ortsdurchfahrt von Großbundenbach ist seit Jahren 

sanierungsbedürftig und soll zur Kreisstraße abgestuft werden. 
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Auch innerhalb des kurzen Teilstücks der Ortsdurchfahrt ist die Landstraße 478 schlecht.  
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•  

Von Norbert Schwarz  

16 Ortschaften und eine Stadt weiß die Verbandsgemeinde Zweibrücken-Land in ihrem 

Verwaltungsbezirk. Nirgendwo wird schon länger um den Ausbau der Ortsdurchfahrt gerungen, als in 

Großbundenbach. Seit Jahren wird das nicht mal 300 Meter lange Ausbauteilstück innerhalb des 

Dorfbereiches thematisiert. Geschehen ist bis zum heutigen Tag nichts. Vor mehr als einem Jahr 

äußerten Ortsbürgermeister Dieter Glahn und die Ratsmitglieder konkrete Planvorstellungen zum 

Ausbauvorschlag des Landesbetriebs Mobilität (LBM). Jetzt sollte mit einem Behördenvertreter 

darüber diskutiert werden. Personelle Engpässe bei der zuständigen Behörde verhinderten dies.  

Zu keinem Straßenprojekt in der Verbandsgemeinde Zweibrücken-Land passt die Überschrift „Endlose 

Geschichte“ besser als zum rund 271 langen Straßenausbau der L 478 im Ortsbereich von 

Großbundenbach. Bereits Ortsbürgermeister Jochen Schael, über Jahrzehnte erster Bürger des Ortes, 

hatte sie auf seiner Agenda, die Verbandsbürgermeister Karl Agne und Kurt Pirmann versuchten in 

ihren Amtszeiten als Verwaltungschefs daran, das Vorhaben auf den Weg zu bringen. 

Außer der Aufnahme zur umfassenden Liste für Vorhaben, die aus Sicht der Verbandsgemeinde 

Zweibrücken-Land wünschenswert sind, passierte nichts. Dabei ist die Landstraße 478 selbst eine viel 

befahrene Strecke, im schlechten Zustand und soll nunmehr noch zur Kreisstraße abgestuft werden 

und das schon zum Beginn des neuen Jahres, was mehr als unwahrscheinlich erscheint, müsste man 



in seinem solchen Fall den verantwortlichen Mitgliedern des Kreises doch ein Fehlverhalten 

vorwerfen, denn der Straßenzustand spottet jeder Beschreibung. 

Deshalb es ist auch geraten, bei den dortigen Vertretern von Zweibrücken-Land vorstellig zu werden 

und nicht allein auf die Kostenübernahme hinzuweisen, sondern auch auf den Straßenzustand. Es 

fehlt an einem Bürgersteig. Dabei sind Straße und Bürgersteige gar die Erschließungsader des 

Gemeindefriedhofes, welcher am Ortsende in Richtung Kleinbundenbach liegt. 

Kommendes Jahr werden es zwei Jahre sein, seit der örtliche Ortsgemeinderat sich viel Gedanken 

über die Ausbauplanung des Landesbetriebs Mobilität machte und Gegenvorschläge unterbreitete. 

Nachvollziehbare, denn das, was da am Zeichenbrett „ersonnen“ erarbeitet wurde, wollten sich 

Dieter Glahn und die Ratsmitglieder nicht gefallen lassen. Bürgersteige mit einer nicht notwendigen 

Ausbaubreite, die ins Geld laufen würde, Straßenverschwenkungen, die der allgemeinen 

Verkehrssicherheit gegenläufig wären. Das Signal auch nach Mainz, darin ist man sich einig, müsse 

sein „Straßenabstufung erst, wenn Straße in Ordnung!“  

Drei Ausbauvarianten wurden nunmehr vorgelegt. Obwohl die Landstraße von starkem 

landwirtschaftlichen Verkehr genutzt wird, soll die Straße schmaler werden. Nicht mehr im Plan ist 

ein Fahrbahnteiler auf Höhe des Gemeindefriedhofes. Durch diesen wäre ein Verkehrsrückstau 

unabwendbar gewesen, weil Schwerlastverkehr dann die landwirtschaftlichen Fahrzeuge im 

ansteigenden Teilstück Richtung Kleinbundenbach nicht hätte überholen können. 

Daran erinnerte jetzt auch erneut Klaus Forsch (WG Bißbort) und meldete Unverständnis an. Eine 

durchgängige Fahrbahnbreite von drei Metern ist die Forderung aller Ratsmitglieder. Dieter Glahn, 

selbst hauptberuflicher Landwirt, erinnerte daran, dass heutzutage die großen, landwirtschaftlichen 

Maschinen durchweg eine Breite von 3,50 Meter haben. 

Es muss mit Kosten für die Ausbaustrecke in Höhe von einer Million Euro gerechnet werden. Die 

Kosten für die Straßenerneuerung, das sind rund 700 000 Euro, muss das Land tragen. die 

Ortsgemeinde wäre mit 300 000 Euro für die Bürgersteige dabei. Über den wiederkehrenden 

Ausbaubeitrag finanzieren Ortsgemeinde und Grundstückseigentümer des Ortes die Kosten.  

 


